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EKF Eidgendssische Kommission flr Frauenfragen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

SEV Gewerkschaft des Verkehrspersonals

EKR Eidgendssische Kommission gegen Rassismus

PVB Personalverband des Bundes

SKG Schweizerische Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

CFQF Commission fédérale pour les questions féminines

uss Union syndicale suisse

USAM Union suisse des arts et métiers

SSP syndicats des Services publics

SEV Syndicat du personnel des transports

CFR Commission fédérale contre le racisme

APC Association du personnel de la Confédération

CSDE Conférence suisse des délégué-e-s a I'égalité

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux

de justice et police
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.02.2019
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Grundrechte

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhullungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhillungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhillung in der Offentlichkeit
verboten wurde. Der Prasident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen fur die bevorstehende Abstimmung
Uber das schweizweite Verhullungsverbot. Bundesprasident Berset gab demgegenuber
in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere - dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhillung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Gefahrdung
fur die 6ffentliche Sicherheit ausgeht.

Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz liber das
Gesichtsverhiillungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
neben der SVP - ihres Erachtens nehme der bundesratliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst - auch die Griinen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhéltnismassig und unnttz, da Noétigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schirten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevolkerung. Auf der anderen Seite
begrisste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstitzten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Wahrend sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhillungsverbots winschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab - dies liege in der Kompetenz der Kantone - und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Flr gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behdordenkontakt. Dieser Teil des bundesratlichen Vorschlags war - neben der
Feststellung, es sei richtig, der |Initiative Uberhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten - auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstitzte. In allem, was darlber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtlander Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
befurworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
Sein Lausanner Parteikollege Benoit Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiose
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man durfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes fur die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenlber einer
religiosen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
offentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Birgerschaft vereinbar sei. Der
bundesratliche Gegenvorschlag tauge demnach gemass Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls flir ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtlander Stadnderatin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt flr die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Losung, hoffte sie, kdnnte die Abstimmung
Uber die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevolkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen»
werde, wie sie der «Tribune de Genéeve» erklarte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
gentgend Uberzeugend fand, um den zégernden Teil der Wahlerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Notigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stucken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit
aufzuzwingen wére hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.

Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.02.2020
ANJA HEIDELBERGER

zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als beflrwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grunen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesratlichen Gegenvorschlag ab.
Ihrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst Uber die Frage des Verhullungsverbots
entscheiden kénnen beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegentber dem geltenden Recht. Demgegenlber unterstitzten die Ubrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklarten, dass dieser sogar noch weiter gehen dirfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Rucksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort 16se, wo sie auftraten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Wahrend
einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der |Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resimierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos». '

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Nur ein Jahr nach deren Lancierung erklarte die Bundeskanzlei im Februar 2020 die
Pramien-Entlastungs-Initiative fiir Zustandegekommen. Die Initiative der SP, die den
Titel «Maximal 10 Prozent des Einkommens fur die Krankenkassenpramien» tragt,
verlangt, dass der Anteil der Krankenkassenpréamien, der 10 Prozent des verfligbaren
Einkommens Ubersteigt, nicht durch die Versicherten selber zu tragen sei, sondern
mittels Pramienverbilligung von Bund und Kantonen tUbernommen werden soll. Die
Initiantinnen und Initianten hatten nach nur 10 Monaten 101'780 giltige Unterschriften
eingereicht - auch wenn die Unterschriftensammlung gemass Tribune de Genéve
anfanglich nur 1 Monat hatte beanspruchen sollen.

Vor allem in den Medien der Romandie I6ste die Einreichung der Unterschriften einiges
Interesse aus. Das hohe Tempo bei der Unterschriftensammlung zeige, dass ihre Partei
einen Nerv getroffen habe, sagte Barbara Gysi (sp, SG) bei der Einreichung gegenlber
dem Tages-Anzeiger. Auch SGB-Prasident Maillard (sp, VD) betonte die Wichtigkeit der
Initiative: Bereits heute gében viele Haushalte - vor allem diejenigen mit tiefen
Einkommen - mehr als 15 Prozent ihres Einkommens fur die Pramien aus und dieser
Anteil wirde weiter steigen. Darlber, wie hoch der durchschnittliche Anteil der
Pramien am Einkommen eines Haushalts jedoch tatsachlich ist, waren sich die
Beflrwortenden und ihre Kritikerinnen und Kritiker nicht einig: Geméass NZZ betragt
dieser 7 Prozent, gemass der SP liegt er bei 14 Prozent. Ein weiterer positiver Effekt der
Initiative sei zudem, dass die Problematik der Gesundheitskosten vom Parlament eher
angegangen werde als bislang, als die Kosten auf die Steuern abgewalzt worden seien.
Man zwinge damit die burgerlichen Parteien zum Handeln, erganzte Maillard.

Kritisiert wurde in den Medien unter anderem, dass die Kosten der Initiative unklar
seien, da diese von der Entwicklung der Gesundheitskosten sowie von der Definition
des verfluigbaren Einkommens abhingen. Mehrmals war die Rede von Kosten bis CHF 4
Mrd. pro Jahr, wenn man das Modell des Kantons Waadt, der eine entsprechende
Regelung bereits kennt, auf die ganze Schweiz tUbertragen wirde. Philippe Nantermod
(fdp, VS) wehrte sich Uberdies vor allem dagegen, dass man ein weiteres kantonales
Problem auf nationaler Ebene I6sen wolle. Es gabe bereits kantonale Losungen, die auch
die Ubrigen kantonalen Hilfsleistungen bertcksichtigten. Zudem wehrte er sich gegen
die Behauptung der Initiantinnen und Initianten, dass die Gesundheitsausgaben
Kopfsteuern seien: Bereits heute wirden mehr als die Halfte der Gesundheitsausgaben
Uber die Steuern bezahlt, wodurch vor allem Personen mit héheren Einkommen
belastet wirden. Ansonsten wiirden die Pramien bereits heute bei CHF 1000 pro Monat
liegen. Die CVP kritisierte schliesslich, dass die Vorlage das eigentliche Problem, die
steigenden Gesundheitskosten, im Unterschied zu ihrer eigenen Initiative nicht
angehe. ?

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.05.2001
MAGDALENA BERNATH

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.03.2004
MAGDALENA BERNATH

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Im Mai des Berichtjahres prasentierten die Berner Nationalratin Simonetta Sommaruga,
der Historiker Tobias Kéastli, der Professor fir Politikwissenschaft Wolf Linder und der
Kénizer Gemeindeprésident Henri Huber im sogenannten Gurtenmanifest zehn Thesen
fur eine neue SP-Politik. Sie forderten unter anderem, die Partei solle ihre
Staatsglaubigkeit und Marktskepsis ablegen und die Begrenzung der Zuwanderung
akzeptieren. Parteiprasidentin Christiane Brunner bezeichnete das Papier als gute
Diskussionsgrundlage, distanzierte sich aber von den AusfUhrungen Uber die
Sozialpolitik. Der Gewerkschafter und Waadtlander Nationalrat Pierre-Yves Maillard
und drei weitere Linkssozialisten warfen den Autoren vor, die Basis zu verraten, welche
nichts von der Privatisierung wissen wolle und die Umwandlung der SP in eine vierte
blrgerliche Partei zu planen. Welsche Sozialdemokraten unterstrichen, die Betonung
linker Positionen habe wenig mit Traditionalismus und Uberholter Ideologie zu tun,
sondern sei eine Uberlebensstrategie gegeniber der PdA und der SVP. In einem
Grundsatzpapier distanzierten sich prominente SP-Mitglieder vom Gurtenmanifest und
forderten eine liberale Auslanderpolitik ohne Einwanderungsbeschrankungen. *

An ihrem ausserordentlichen Parteitag in Basel bestimmten die Sozialdemokraten den
Schaffhauser Nationalrat Hans-Jiirg Fehr zum Nachfolger von Parteiprasidentin
Christiane Brunner (GE). Wahrend der als kdmpferisch geltende Glarner Werner Marti
eher verkrampft und uninspiriert wirkte, vermochte Fehr die Delegierten mit einer
beherzten Rede und sachpolitisch engagiertem, in eigener Sache bescheidenem und
parteiintern integrativem Auftreten zu Uberzeugen. Auf Fehr entfielen 531 Stimmen, auf
Marti 360. Zu Vizepréasidenten wurden der Gewerkschafter Pierre-Yves Maillard (VD)
und Ursula Wyss (BE) gewahlt. Im Hinblick auf die Abstimmungen vom Mai beschlossen
die Sozialdemokraten ohne Gegenstimme die Ablehnung der 11. AHV-Revision und des
Steuerpakets - fur den Abstimmungskampf hatte die Geschaftsleitung einen Kredit von
500'000 Fr. gesprochen. Die Mehrwertsteuererhdhung wurde mit wenigen
Gegenstimmen und Enthaltungen zur Annahme empfohlen. Nach rund dreistliindiger
Debatte, in der Bundesratin Micheline Calmy-Rey ihre Partei zu einer in Sozialfragen
forscheren Oppositionspolitik ermunterte, da Moritz Leuenberger und sie flr diese
Dossiers nicht zustéandig seien, beschlossen die Delegierten einen pointierteren
Linkskurs - der Antrag der Jusos, aus dem Bundesrat auszutreten, blieb chancenlos.

Im Mai kindigte die Fraktionspréasidentin der SP, Nationalratin Hildegard Fassler (SG),
Uberraschend ihren Rucktritt zum Ende der Sommersession an. Nach dem Verzicht
verschiedener Anwérter auf ihre Nachfolge verblieb Vize-Prasidentin Ursula Wyss (BE)
als einzige Kandidatin und wurde am 20. Juni mit 42 von 49 Stimmen klar zur neuen
Fraktionsprasidentin gewéahlt. Zu ihrer Nachfolgerin als SP-Vize-Prasidentin wahlte der
Parteitag im September Nationalratin Silvia Schenker (BS). In ihren bisherigen Amtern
bestétigte man den Prasidenten Hans-Jlrg Fehr (SH) und den Vize-Présidenten Pierre-
Yves Maillard (VD) fur weitere zwei Jahre. *

Verbiande
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WAHLEN
DATUM: 27.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Nicht nur der Gewerbeverband (SGV), auch die Gewerkschaften verloren bei den
Eidgendssischen Wahlen im Herbst 2019 Sitze im Parlament. Wie der Tages-Anzeiger
nach den Wahlen berichtete, wurden Corrado Pardini (sp, BE) und Nicolas Rochat
Fernandez (sp, VD) von der Unia, Philipp Hadorn (sp, SO) von der SEV, Thomas Ammann
(cvp, SG) von Transfair sowie Adrian Wduthrich (sp, BE) von Travailsuisse nicht
wiedergewédhlt. Der Travailsuisse-Vizepréasident, Jacques-André Maire (sp, NE) hatte
zudem bereits im Vorfeld angeklindigt, dass er sich aus der Politik zurlickziehen werde.

Es gab aber auch Zuwachs und Konstanten: Neu in das Parlament gewéhlt wurden SGB-
Président Pierre-Yves Maillard (sp, VD), VPOD-Prasidentin Katharina Prelicz-Huber (gp,
ZH), Greta Gysin (gp, TI), Geschaftsleitungsmitglied von Transfair, sowie die Unia-
Gewerkschaftssekretarin  Tamara Funiciello (sp, BE). Wiedergewahlt wurden die
Présidentin des PVB Barbara Gysi (sp, SG), Transfair-Président Stefan Muller-Altermatt
(cvp, SO), Iréne Kalin (gp, AG), Prasidentin der Gewerkschaft Arbeit Aargau, Samira Marti
(sp, BL), Prasidentin des VPOD Region Basel sowie Edith Graf-Litscher (sp, TG) und
Mathias Reynard (sp, VS) von den Gewerkschaftsbliinden Thurgau und Wallis.

Der Tages-Anzeiger konstatierte, die Gewerkschaften seien mit diesen Wahlresultaten
«weit entfernt von der Stéarke ihrer besten Tage», etwa als nach den Wahlen 2003 «je
nach Zahlung» bis zu zwei Dutzend Ratsmitglieder der «gewerkschaftlichen Achse
angehorten». SGB-Prasident Maillard hingegen hatte keine Mihe mit dem Resultat -
neben dem Klima sei insbesondere auch die Frauenfrage bei diesen Wahlen einfach
wichtiger gewesen. Ferner flhle sich ja nach wie vor ein grosser Teil der SP mit den
Gewerkschaften verbunden, ohne dabei selbst Mitglied einer Gewerkschaft zu sein,
ausserte sich auch der nicht wiedergewahlte Hadorn zur Lage. Mdglich sei auch, dass
die Gewerkschaften langerfristig Opfer ihres eigenen Erfolges wulrden, liess er zudem
verlauten, da offenbar viele Menschen in der Schweiz unterdessen einen gewissen
Wohlstand geniessen koénnten und dadurch gewerkschaftliche Themen in den
Hintergrund rickten. ®

1) Vernehmlassungsbericht zum Bundesgesetz Uber das Gesichtsverhullungsverbot; LT, 3.7.18; AZ, Blick, Lib, 24.9.18; AZ, SGT,
TA, 25.9.18; BaZ, 26.9.18; LT, 27.9.18; TZ, 28.9.18; TG, 3.10.18; TZ, 6.10.18; AZ, 12.10., 13.10.18; CdT, TA, 19.10.18; SN, 23.10.18;
OW?Z, 25.10.18; CdT, TG, 13.12.18; AZ, 3.1.19

2) Medienmitteilung BR vom 27.2.20; Medienmitteilung SP vom 23.1.20; CdT, LT, Lib, NZZ, TA, TG, 24.1.20

3) Presse vom 11.5.01; Bund, 12.5.01; Bund und SGT, 2.6.01; TA, 11.7.01.

4) Zu Ruckritt und Wiirdigung von Féssler siehe Presse vom 20.5.06. Zur Nachfolge siehe Presse vom 13.6.06. Zur
Présentation und Wahl von Wyss siehe BaZ, 17.6.06; LT, 20.6.06; NZZ, 19.6. und 21.6.06; TA, 14.6.06. Schenker: Presse vom
18.9.06.

5) AZ, 9.9.19; TA, 28.10.19
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